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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Datenschutz und Statistik

Die Beratung der Totalrevision des Datenschutzgesetzes, woflr sich die
Staatspolitische Kommission des Nationalrates zwei Jahre Zeit gelassen hatte, schloss
die SPK-SR nach nur zwei Monaten Ende November 2019 ab. Mit dem hohen Tempo
wollte Kommissionsprésidentin Pascale Bruderer Wyss (sp, AG) es moglich machen, dass
die Schlussabstimmungen zur Revision noch im Friahjahr 2020 - und damit noch bevor
die EU Ende Mai Uber die Angemessenheit des schweizerischen Datenschutzes
entscheiden wird - stattfinden kénnen. Eine Analyse des Bundesamtes fur Justiz
zuhanden der Kommission hatte vier Punkte zutage gefdrdert, in denen das DSG nach
den Beschlissen des Erstrates noch nicht den européischen Anforderungen entsprach
und wo die SPK-SR ihrem Rat deshalb eine Abweichung vom Nationalrat beantragte.
Erstens sei die Ausnahme der gewerkschaftlichen Ansichten von den besonders
schiitzenswerten Personendaten gemass den Kriterien fiir die Aquivalenzpriifung
unzuldssig. Ebenso problematisch sei zweitens der Verzicht auf eine ausdrlckliche
Einwilligung beim Profiling. Drittens ddrfe nicht, wie vom Nationalrat vorgesehen, auf
die Informationspflicht verzichtet werden, weil die Information einen
unverhaltnismassigen Aufwand erfordere, und viertens forderten die EU-Regeln
wirksame und abschreckende Sanktionen flr den Fall der Sorgfaltspflichtverletzung; der
Beschluss des Nationalrates, solche Verstdsse nicht zu ahnden, sei daher «mehr als nur
problematisch», wie Kommissionssprecher Daniel Féssler (cvp, Al) in der Wintersession
2019 dem Standeratsplenum erlauterte.

Im Gegensatz zum Nationalrat war Eintreten im Standerat unbestritten und die Debatte
wenig kontrovers - was wahrscheinlich nicht zuletzt dem Umstand geschuldet war, dass
die Urheber der meisten Minderheitsantrage dem Rat mittlerweile nicht mehr
angehorten. Insgesamt brachte die kleine Kammer die Vorlage wieder naher an den
Entwurf des Bundesrats und damit zum von Berichterstatter Fassler genannten Ziel, die
Vereinbarkeit des schweizerischen Datenschutzrechts mit der
Datenschutzgesetzgebung der EU sowie mit der inzwischen vom Bundesrat
unterzeichneten Europarats-Konvention SEV 108+ sicherzustellen. Bei drei der vier vom
BJ als problematisch identifizierten Punkte schwenkte der Stéanderat stillschweigend
auf die Linie des Bundesrats zurtick. So flgte er die gewerkschaftlichen Daten wieder in
den Katalog der besonders schitzenswerten Personendaten ein, strich die Ausnahme
von der Informationspflicht bei unverhaltnisméassigem Aufwand wieder aus dem Gesetz
und nahm die Strafandrohung von einer Busse bis zu CHF 250'000 bei vorsatzlicher
Verletzung der Datensicherheit wieder auf. Ausflhrlicher debattierte die kleine
Kammer die Frage, ob fur das Profiling (d.h. die automatisierte Bearbeitung von
Personendaten, um aufgrund bestimmter Merkmale einer Person deren Verhalten
analysieren oder voraussagen zu kdénnen) in jedem Fall - wie es der Bundesrat
vorgesehen hatte - oder nur bei Profiling mit hohem Risiko eine ausdrickliche
Einwilligung erforderlich sein soll. Dem Beschluss des Nationalrats zu folgen und gar
keine ausdruckliche Einwilligung fur Profiling zu verlangen, war flur die Kantonskammer
indes keine Option. Mit 19 zu 14 Stimmen bei einer Enthaltung hiess sie den
risikobasierten Ansatz, den die Kommissionsmehrheit als Mittelweg zwischen Bundesrat
und Nationalrat prasentiert hatte, gut. Damit soll Profiling mit hohem Risiko fur die
Personlichkeit oder die Grundrechte der betroffenen Person nur mit deren
ausdrucklicher Einwilligung erlaubt sein, wobei sich das hohe Risiko beispielsweise an
der VerknlUpfung von Daten verschiedener Herkunft oder an der Moglichkeit,
Ruckschlisse auf verschiedene Lebensbereiche der betroffenen Person zu ziehen,
bemisst. Eine weitere, im Hinblick auf die Erflllung der EU-Anforderungen wichtige
Differenz schuf die Kantonskammer beim Auskunftsrecht, das sich nun nicht mehr wie
vom Nationalrat beschlossen auf eine abschliessende Liste von Informationen
beschranken soll. In der Gesamtabstimmung nahm die Standekammer die Vorlage mit
29 zu 4 Stimmen an, wobei alle Gegenstimmen aus den Reihen der SVP-Fraktion
stammten.
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In der Sommersession 2020 setzte der Standerat die Differenzbereinigung bei der
Totalrevision des Datenschutzgesetzes fort. In zwei Punkten, die das Auskunftsrecht
der von einer Datenbearbeitung betroffenen Person und die Informationspflicht der
datenbearbeitenden Stelle betrafen, flgte sich die kleine Kammer stillschweigend und
diskussionslos den Beschlissen des Nationalrates. So muss die betroffene Person nicht
zwingend Uber die Liste ihrer Rechte und die allféllige Absicht, eine
Kreditwirdigkeitsprifung vorzunehmen, informiert werden. Eine angeforderte Auskunft
muss zudem «die bearbeiteten Personendaten als solche» beinhalten, wobei die SPK-
SR zum Schluss gekommen war, dass die vom Nationalrat eingefligte Ergdnzung «als
solche» nichts nutze, aber auch nichts schade, wie deren Berichterstatter Daniel
Féassler (cvp, Al) vor dem Plenum erlduterte. Stillschweigend hielt der Sténderat
hingegen an seinem Entscheid fest, dass alle genetischen Daten als besonders
schitzenswerte Personendaten gelten sollen, da die einschrénkende Definition des
Nationalrates gemass dem Kommissionssprecher wohl nicht EU-konform ware.

Fur eine kurze Debatte sorgte die Frage, welche Daten flr eine an sich
personlichkeitsverletzende Kreditwirdigkeitsprifung verwendet werden duirfen. Eine
Minderheit Miller (fdp, LU) schlug vor, den Einbezug von bis zu zehn Jahre alten Daten
zu erlauben - dies hatte der Nationalrat so entschieden -, wobei aber Daten aus
offentlich zugéanglichen staatlichen Registern von dieser Beschrankung ausdricklich
auszunehmen seien. Mit einer kurzen und starren Frist wurden die Interessen der
Glaubiger zu wenig bertcksichtigt, begriindete Damian Miller den Antrag. Der Rat folgte
mit 25 zu 17 Stimmen jedoch seiner Kommissionsmehrheit und hielt an seinem letzten
Beschluss fest, wonach die verwendeten Daten nicht élter als funf Jahre sein durfen,
wie es auch der Bundesrat urspringlich vorgesehen hatte. Kommissionssprecher
Fassler argumentierte, dass éltere Daten mitunter ungenau seien und daher nicht als
Rechtfertigungsgrund fur eine Personlichkeitsverletzung zugelassen werden sollten.
Gerungen wurde in der Standekammer indes immer noch um die Definition von
«Profiling mit hohem Risiko», nachdem der Nationalrat dem risikobasierten Ansatz zur
Regulierung des Profilings zugestimmt, sich aber mit der Abgrenzung der Risikostufen
nicht zufrieden gezeigt hatte. Die Kommission schlug ihrem Rat einstimmig eine neue
Formulierung vor, die sich am heute geltenden Konzept des Persdnlichkeitsprofils
orientierte und die die Idee der grossen Kammer aufnahm, das Risiko am Ergebnis der
Datenbearbeitung anstatt am Prozess festzumachen. Mit einem Einzelantrag wollte
Sténderat Ruedi Noser (fdp, ZH) der Formulierung des Nationalrats den Vorzug geben,
weil der Vorschlag der standeratlichen SPK das Profiling faktisch verbiete und den
unklaren und veralteten Begriff «wesentliche Aspekte der Persénlichkeit» verwende.
Kommissionssprecher Fassler und Bundesratin Karin Keller-Sutter widersprachen
dieser Darstellung jedoch: Profiling mit hohem Risiko werde nicht verboten, sondern
lediglich héheren Anforderungen unterworfen, der kritisierte Begriff sei im geltenden
Recht bereits etabliert und der Vorschlag Noser kame einer Nicht-Regulierung des
Profilings gleich, wie sie wohl kaum mit dem EU-Datenschutzniveau vereinbar ware.
Zudem hatten der von Noser gewinschten Losung im Nationalrat nur 65 Mitglieder
zugestimmt, wéhrend 57 sie abgelehnt und sich 65 der Stimme enthalten hatten,
weshalb darin kaum der endgtltige Wille der grossen Kammer zum Ausdruck gekommen
sei. Der Standerat folgte mit 39 zu 5 Stimmen (1 Enthaltung) klar seiner Kommission und
schrieb die neue Formulierung ins Gesetz, wonach Profiling dann mit hohem Risiko
verbunden ist, wenn es «die Beurteilung wesentlicher Aspekte der Persdnlichkeit einer
naturlichen Person erlaubt». Damit wird das heutige Schutzniveau bei der
automatisierten Datenbearbeitung gehalten, aber weder erhéht, wie es im Sinne der
Sténderatsmehrheit und der linken Seite des Nationalrats gewesen wére, noch gesenkt,
was dem burgerlichen Ansinnen entsprochen hétte. Mit noch drei inhaltlichen
Differenzen ging die Vorlage wieder an den Nationalrat.

In der Herbstsession 2020 ging die Totalrevision des Datenschutzgesetzes in die dritte
Runde der Differenzbereinigung. Zunachst hatte sich der Nationalrat mit den drei aus
der letzten Runde verbleibenden Differenzen sowie einem Minderheitsantrag aus seiner
SPK zu befassen. Die erste Differenz, welche die Definition der besonders
schitzenswerten Personendaten betraf, legte die grosse Kammer auf einstimmigen
Antrag ihrer Kommission stillschweigend bei, indem sie sich der Definition des
Standerates anschloss. Demnach sind alle genetischen Daten, und nicht nur jene, die
eine natlrliche Person eindeutig identifizieren, besonders schitzenswert.

Die zweite Differenz - und wie sich schon ladnger abgezeichnet hatte, der
Hauptstreitpunkt des Geschéafts - war die Definition des Profilings. Cédric Wermuth
(sp, AG) zeigte sich als Vertreter der Kommissionsminderheit enttduscht Uber die
Abkehr der Mehrheit vom gefunden geglaubten Kompromiss und bedauerte, dass seine
links-griine Ratsseite mit der Bereitschaft zur gemeinsamen Losungssuche wohl «einen
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taktischen Fehler gemacht» habe. Die Kommissionsminderheit setzte sich fur die
stéanderétliche Losung ein, die einen risikobasierten Ansatz beim Profiling verfolgte und
erhéhte Anforderungen fur ein Profiling mit hohem Risiko fur die Persoénlichkeit oder
die Grundrechte der betroffenen Person vorsehen wollte. Ein solch hohes Risiko ware
dann gegeben, wenn eine Verknupfung von Daten eine Beurteilung wesentlicher
Aspekte der Personlichkeit einer Person erlauben wirde. Die Mehrheit der SPK-NR war
indessen auf den ersten Beschluss des Nationalrats - und damit auf den Stand vor
Beginn  der  Kompromissfindung  zwischen  den Parlamentskammern -
zurlickgeschwenkt, obwohl der Nationalrat in seiner zweiten Beratung der
Gesetzesvorlage den risikobasierten  Ansatz noch unterstitzt hatte. Die
Kommissionsmehrheit wollte nun doch keine verschiedenen Risikostufen fir das
Profiling festlegen, weil die EU-DSGVO keine solche Unterscheidung vornehme und das
sogenannte «Swiss Finish» die Schweizer Wirtschaft unndétig einschranke. Die
Minderheit Wermuth und der Bundesrat waren jedoch der Ansicht, dass die Fassung
der Kommissionsmehrheit das Schutzniveau gegenlber der heutigen Regelung flr
Personlichkeitsprofile senke, weil sie gar keine besonderen Anforderungen fur das
Profiling mehr stelle. Das Konzept der Mehrheit definiere zwar den Begriff Profiling,
sehe dann aber gar keine Rechtsfolgen, beispielsweise das Verlangen einer Einwilligung
der betroffenen Person, vor; «genau die gleiche Wirkung» erzielte man, wenn man im
Gesetz definierte, «was ein blauer Pavian sei», echauffierte sich Wermuth Uber den
«absurden» Mehrheitsvorschlag. Die links-griine Ratsseite betonte zudem noch einmal,
dass sie einem Gesetz, welches das geltende Schutzniveau unterschreite, auf keinen
Fall zustimmen werde; der risikobasierte Ansatz beim Profiling sei fur seine Fraktion
«eine Conditio sine qua non», so Wermuth. Dennoch folgte der Nationalrat mit 98 zu
88 Stimmen bei 5 Enthaltungen seiner Kommissionsmehrheit. Die Fraktionen der SP,
der Grinen und der GLP hatten sich trotz vereinzelter Unterstutzung aus der Mitte und
der FDP nicht durchsetzen kénnen.

Als Drittes scheiterte ein Minderheitsantrag Glattli (gp, ZH), der ein explizites
Widerspruchsrecht zum Profiling im Gesetz verankern wollte, mit 105 zu 84 Stimmen
bei 2 Enthaltungen. Nach Ansicht der Mehrheit, die auch der Bundesrat unterstitzte,
war eine solche ausdruckliche Nennung nicht nétig, weil sich ein allgemeines
Widerspruchsrecht gegen die Bearbeitung der eigenen Personendaten bereits aus
anderen Bestimmungen des Datenschutzgesetzes ergebe.

Die letzte Differenz betraf die Frage, wie alt die bearbeiteten Daten sein dirfen, damit
eine Kreditwdrdigkeitsprifung keine widerrechtliche Persdnlichkeitsverletzung
darstellt. Wahrend die Kommissionsmehrheit hier am letzten nationalratlichen
Beschluss von zehn Jahren festhalten wollte, beantragte eine Minderheit Gredig (glp,
ZH), dem Standerat zu folgen und funf Jahre zu beschliessen. Die
Minderheitsvertreterin argumentierte, dass «ein Blick finf Jahre in die Vergangenheit
eines Menschen» ausreichen sollte, um dessen Kreditwurdigkeit zu priufen. Auch hier
setzte sich aber die burgerliche Ratsseite durch und stimmte mit 104 zu 87 Stimmen bei
einer Enthaltung dem Antrag der Kommissionsmehrheit zu.

Es verblieben fur die letzte Beratung im Sténderat damit die zwei Differenzen bezlglich
des Profilings und der zulassigen Daten fur die Kreditwirdigkeitsprufung. Letztere
raumte die kleine Kammer aus, indem sie sich stillschweigend dem Nationalrat
anschloss, wie es ihre SPK einstimmig beantragt hatte. Damit dlrfen fur eine
Kreditwirdigkeitsprifung bis zu zehn Jahre alte Daten beigezogen werden. Der
Bundesrat, der funf Jahre vorgeschlagen hatte, kdnne «gut damit leben», kommentierte
EJPD-Vorsteherin Karin Keller-Sutter diesen Beschluss. Beim Profiling hielt der
Standerat hingegen ebenso stillschweigend an seinem Entscheid fir die risikobasierte
Variante fest, womit er eine Einigungskonferenz noétig machte, bei der sich die
Standekammer gute Erfolgschancen ausrechnete. Kommissionssprecher Daniel Fassler
(cvp, Al) erklarte, weshalb die nationalratliche Variante nicht DSGVO-konform und damit
kein gangbarer Weg sei: Die DSGVO verbiete grundséatzlich jede Verarbeitung
personenbezogener Daten, ausser es liege die Zustimmung der betroffenen Person
oder ein anderer Rechtfertigungsgrund vor. Das Schweizer Datenschutzgesetz sei
umgekehrt konzipiert, indem es die Verarbeitung von Personendaten grundséatzlich
zulasse, sofern keine Ausnahme vorliege. Die Verankerung von qualifizierten
Rechtsfolgen bei Profiling mit hohem Risiko sei daher notwendig, um das vorgegebene
Schutzniveau zu halten.

Wie erwartet entschied sich die Einigungskonferenz im letzten Streitpunkt um das
Profiling fur die stéanderéatliche Version, dergemass fur ein Profiling mit hohem Risiko
fur die Persoénlichkeit oder die Grundrechte der betroffenen Person erhohte
datenschutzrechtliche Anforderungen gelten. Der Nationalrat stimmte dem Antrag der
Einigungskonferenz mit 134 zu 42 Stimmen bei einer Enthaltung zu, wobei sich nur die
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SVP-Fraktion grossmehrheitlich dagegen stellte. Kommissionssprecher Matthias Jauslin
(fdp, AG) hatte das Ratsplenum um Zustimmung gebeten, weil die Schweiz - sowohl fur
ihre Burgerinnen und Burger als auch fur die Wirtschaft - dringend ein modernes und
von der EU in seiner Gleichwertigkeit anerkanntes Datenschutzgesetz brauche. Der
Stdnderat nahm den Antrag der Einigungskonferenz einstimmig an. In den
Schlussabstimmungen zeigte sich dasselbe Stimmmuster: Der Nationalrat stimmte mit
141 zu 54 Stimmen (alle SVP) bei einer Enthaltung flir das totalrevidierte
Datenschutzgesetz, wahrend es der Stadnderat einstimmig annahm. Damit kamen die
parlamentarischen Beratungen des Datenschutzgesetzes nach tUber drei Jahren mit zum
Teil emotional ausgetragenen Meinungsverschiedenheiten doch noch zu einem
mehrheitlich versdhnlichen Abschluss. ®

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Die Beratung des Standerats liber die Freigabe des zweiten Kohasionsbeitrags in der
Herbstsession 2021 dauerte rund zwei Stunden. Einen Nichteintretensantrag Minder
(parteilos, SH) lehnte die kleine Kammer mit 34 zu 9 Stimmen klar ab. Standerat Minder
zweifelte daran, dass die EU nach der Auszahlung der Kohasionsmilliarde in Hohe von
CHF 1.3 Mrd. ihre «Repressionen gegen die Schweiz» beenden wirde. Man habe von
der EU bisher keine Signale erhalten, dass dadurch die Aufnahme ins
Forschungsprogramm  Horizon Europe oder die Wiederinstandsetzung der
Borsenaquivalenz gewahrleistet wirde. Eine bedingungslose Freigabe wéare daher
«falsch» und «grob fahrlassig». Sein Mitunterstiitzer Marco Chiesa (svp, Tl) &usserte
seinen Unmut daruber, dass sich die Schweiz der «kolonialistischen Politik Brissels»
unterwerfen wolle und ohne Garantien Geld auszahle. Auch einige Ratsmitglieder der
Mitte wie Heidi Z'graggen (mitte, UR) und Daniel Fassler (mitte, Al) stérten sich daran,
dass der Kohéasionsbeitrag ausbezahlt werden solle, obwohl die 2019 vom Parlament
geforderte Bedingung der «Nicht-Diskriminierung» seitens der EU nicht erfullt worden
war.

Eine Uberwiegende Mehrheit des Stéanderats wollte mit dem Entscheid jedoch einen
ersten Schritt auf die EU zugehen. Matthias Michel (fdp, ZG), Sprecher der APK-SR, hielt
fest, dass die Zurlickbehaltung der Kohasionsmilliarde offensichtlich keinen Druck auf
die EU aufgebaut habe. Die gegenseitige «Blockadepolitik» habe auf beiden Seiten die
gewunschte Wirkung verfehlt, nach dem Scheitern des Rahmenabkommens mussten
nun auch diese Blockaden beendet werden. Pirmin Bischof (mitte, SO) betonte, dass die
Kohasionszahlungen nichts mit dem InstA zu tun hatten und der EU fir die Teilnahme
der Schweiz am Binnenmarkt geschuldet sei. Bischof meinte, die Deblockierung der
bilateralen Vertrage musse der nachste Schritt sein. Obwohl die EU keine Garantie
daflr abgegeben habe, so herrsche doch die Gewissheit, dass die Nichtfreigabe des
Beitrags sicher nicht zur Deblockierung flhre. Auch Daniel Jositsch (sp, ZH) kam zum
Schluss, dass die Schweiz ohne eine Freigabe nichts erreichen kénne und bemuhte die
Analogie eines Mietverhéltnisses, bei dem der Mieter einen neuen Mietvertrag
abschliessen will, obwohl er seine Miete nicht bezahlt habe. Die Zahlung des
Kohasionsbeitrags bestéarke die Verlasslichkeit der Schweiz und lege die Basis fur die
Fortfihrung des bilateralen Wegs, argumentierte Andrea Gmir-Schénenberger (mitte,
LU).

Bundesrat Ignazio Cassis wiederholte, dass die Zahlung keineswegs eine Garantie fur
die Assoziierung an Horizon Europe bedeute, obwohl die EU diese politisch
sachfremden Themen miteinander verknlpft habe. Der Bundesrat sei aber bestrebt, die
«Negativspirale der Konditionalitaten» zu durchbrechen und mit dem Beitrag einen
ersten Schritt zu machen. Daher lehnte Cassis auch die Verkntpfung der Freigabe mit
der Finanzierungsbotschaft zu Erasmus plus ab. Eine Minderheit Sommaruga (sp, GE)
hatte vorgeschlagen, den Rahmenkredit nicht umzusetzen, bis der Bundesrat dem
Parlament die Finanzierungsbotschaft der Teilnahme an Erasmus plus vorgelegt habe.
Diesen Minderheitenantrag zog Sommaruga kurz darauf zurtick, da der Nationalrat
gleichentags eine Motion der APK-NR (Mo. 21.3975) angenommen hatte, welche seinem
Anliegen entsprach. Aussenminister Cassis erinnerte die kleine Kammer auch daran,
dass das Bundesgesetz Uber die Zusammenarbeit mit den Staaten Osteuropas 2024
auslaufe und Verpflichtungen nur bis dann eingegangen werden kénnten. Er pléadierte
daher flr einen moglichst baldigen Entscheid, denn anhand der Erfahrungen mit dem
ersten Kohésionsbeitrag liesse sich festhalten, dass zwischen dem Parlamentsentscheid
und der Projektumsetzung rund drei Jahre vergingen. Schliesslich stimmte der
Stdnderat der Freigabe mit 30 zu 9 Stimmen, gegen den Willen der SVP und einiger
Mitglieder der Mitte, deutlich zu. *
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Wirtschaft

Landwirtschaft
Landwirtschaft und Umweltschutz

Moyennant de Iégeres modifications du projet de révision de la Loi sur la protection de
I'environnement (LPE), le Conseil des Etats a suivi la chambre basse afin d'interdire la
mise sur le marché de bois récolté illégalement. Il a, par la-méme, rejeté par 11 voix
contre 27 la proposition du sénateur Wicki (plr, NW) de renvoyer le projet en
commission. Le président de |'association des propriétaires forestiers ForétSuisse,
Daniel Fassler (pdc, Al) a, en effet, expliqué qu'un renvoi en commission ne faisait que
peu de sens. Le projet discuté permettra de résoudre une situation vue comme
absurde par les exportateurs de bois suisse qui sont aujourd'hui mis, par I'UE, a la
méme enseigne que les exportateurs provenant de pays pratiquant des coupes illégales.
Hans Wicki avait justifié sa volonté de renvoi en commission par le besoin d'analyser la
version modifiée par le Conseil national de l'article 35e alinéa 3 de la Loi sur la
protection de I'environnement qui stipule que le Conseil fédéral peut mettre des
conditions a l'importation - voire édicter une interdiction - de produits et matiéeres
premieres nuisibles a I'environnement. Pour le sénateur de Suisse centrale, cette
modification aurait mérité une consultation des milieux concernés, les termes
«produits» et «matieres premieres» étant trop flous. Simonetta Sommaruga a tenu a
préciser que le Conseil fédéral soutient tant cette extension de I'art. 35 alinéa 3 - car le
Conseil fédéral serait soumis & un certain nombre de conditions en cas d'activation de
cet article - que le second ajout du Conseil national consistant & rendre obligatoire
d'informer les consommateurs et consommatrices sur le type et la provenance du bois
mis en vente.

Le projet de modification de la LPE a été accepté par I'ensemble des sénatrices et
sénateurs, moins quatre abstentions. °

1) AB SR, 2019, §.1237 ff.; NZZ, 24.10.19; AZ, Lib, NZZ, TA, 19.12.19

2) AB SR, 2020, S. 290 ff.; TA, 3.6.20

3) ABNR, 2020, S. 1596 ff.; AB NR, 2020, S. 1816 ff.; AB NR, 2020, S. 1953; AB SR, 2020, S. 1024 ff.; AB SR, 2020, S. 1068; AB
SR, 2020, S. 990 f.; BBI, 2020, S. 7639 ff.; WOZ, 17.9.20; AZ, 24.9.20; AZ, TA, 25.9.20

4) AB SR, 2021, S. 1050 ff.

5) AB SR, 2019, S. 621

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23



